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Wo genau ist die Teilzulassung geregelt?
Schiller: § 95 Absatz 3 Sozialgesetzbuch V
(SGB V) in der Fassung des VÄndG spricht 
nunmehr neben dem zeitlich vollen auch den 
hälftigen Versorgungsauftrag, der aus der 
Zulassung folgt, an. § 19 a Absatz 2 und 3 
Ärzte-Zulassungsverordnung (Ärzte-ZV) in der 
Fassung des VÄndG konkretisieren diese ge-
setzliche Regelung und regeln Einzelheiten zur 
Teilzulassung. 

§ 19 a Ärzte-ZV in der Fassung des VÄndG 
spricht davon, dass die Zulassung den Arzt ver-
pflichtet, die vertragsärztliche Tätigkeit vollzei-
tig auszuüben. Wie ist dies zu verstehen?
Schiller: Aus den Gesetzesmaterialien ergibt 
sich, dass der Begriff „vollzeitig“ mit dem Be-
griff „hauptberuflich“ gleichzusetzen ist. Eine 
vollzeitige Vertragsarzttätigkeit muss deshalb 
von der wirtschaftlichen Bedeutung und dem 
zeitlichen Aufwand her die übrigen Tätig-
keiten zusammen deutlich übersteigen und 
den Schwerpunkt der Erwerbstätigkeit dar-
stellen. Eine Nebentätigkeit mit nicht mehr als 
13 Stunden wöchentlich ist jedoch nach der 
Rechtsprechung zulässig.

Gibt es die Teilzulassung nur für einen hälf-
tigen Versorgungsauftrag?
Schiller: Die Teilzulassung mit einem anderen 
Umfang als einem hälftigen Versorgungs-
auftrag sieht das Gesetz – anders als bei der 
Anstellung von Ärzten – aus „Vereinfachungs-
gründen“ nicht vor. 

Welche Intention hat die Neuregelung?
Schiller: In der Gesetzesbegründung wird dar-
auf hingewiesen, dass die Möglichkeit, den 
sich aus der Zulassung ergebenden Versor-
gungsauftrag auf die Hälfte einer vollzeitigen 
Tätigkeit beschränken zu können, „zur Flexibi-
lisierung der beruflichen Betätigungsmöglich-
keiten, insbesondere auch zur Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie zur 
besseren Bewältigung von Unterversorgungs-
situationen“ vorgesehen wurde. 

Welche Rechte und Pflichten sind mit der Teil-
zulassung verbunden?
Schiller: Die Teilzulassung lässt die Pflicht des 
Vertragsarztes, seine Wohnung so zu wählen, 
dass er für die ärztliche Versorgung der Ver-
sicherten an seinem Vertragsarztsitz zur Ver-
fügung steht (Residenzpflicht), grundsätzlich 
unberührt. 

Bereits aus dem Wortlaut des Gesetzestextes 
ergibt sich bei der Teilzulassung eine auf die 
Hälfte reduzierte Präsenzpflicht und wohl auch 
grundsätzlich eine entsprechend reduzierte 
Verpflichtung zur Teilnahme am Notfall- bzw. 
Bereitschaftsdienst. Eine ausdrückliche Rege-
lung hierzu bleibt der Notfalldienst- bzw. Be-
reitschaftsdienstordnung vorbehalten. 

Die Teilzulassung gewährt aber auch – dem 
Gesetzeswortlaut nach – nur ein entspre-
chend reduziertes Recht zur Teilnahme an 
der vertragsärztlichen Versorgung. Hierzu 

erteilt der Gesetzgeber den Gesamtvertrags-
partnern den Auftrag, in dem Honorarvertei-
lungsmaßstab „Regelungen zur Verhinderung 
einer übermäßigen Ausdehnung der Tätigkeit 
des Vertragsarztes“ entsprechend seines Ver-
sorgungsauftrages nach § 95 Absatz 3 Satz 1
SGB V vorzusehen. Es handelt sich hierbei um 
eine verhaltenssteuernde Regelung, die sicher-
stellen soll, dass Vertragsärzte nicht über ihren 
Versorgungsauftrag hinaus Leistungen erbrin-
gen und abrechnen. Details zu den Rechten 
und Pflichten werden voraussichtlich noch in 
den so genannten untergesetzlichen Normen, 
insbesondere dem von der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung (KBV) mit den Spitzenver-
bänden der Krankenkassen zu vereinbarenden 
Bundesmantelvertrag-Ärzte geregelt werden. 

Was bedeutet die Teilzulassung für die Mit-
gliedschaft des Vertragsarztes in der Kassen-
ärztlichen Vereinigung (KV)?
Schiller: Auch bei einer Teilzulassung ist der Ver-
tragsarzt vollwertiges Mitglied der für seinen 
Vertragsarztsitz zuständigen KV mit allen Mit-
gliedschaftsrechten (zum Bespiel aktives und 
passives Wahlrecht) und Mitgliedschafts-
pflichten). 

Wann und wie ist die Teilzulassung zu bean-
tragen?
Schiller: Zu unterscheiden sind zwei Fälle: Der 
Arzt kann die Erklärung, den Versorgungsauf-
trag auf die Hälfte zu beschränken, entweder 
bereits zusammen mit dem Zulassungsantrag 
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abgeben oder aber der voll zugelassene Ver-
tragsarzt gibt später eine Erklärung gegenüber 
dem Zulassungsausschuss ab, mit der er seinen 
Versorgungsauftrag auf die Hälfte beschränkt. 

Die Beschränkung der Zulassung ist – ebenso 
wie deren Aufhebung – eine Maßnahme mit 
Statuscharakter. Sie kann demzufolge nur für die 
Zukunft beantragt und ausgesprochen werden 
und nicht mit Wirkung für die Vergangenheit. 

Kann ein Vertragsarzt zwei Teilzulassungen 
haben?
Schiller: Ausdrücklich geregelt ist dieses Pro-
blem weder im SGB V noch in der Ärzte-ZV, 
noch ist eine untergesetzliche Regelung hierzu 
nach dem derzeitigen Entwurfsstand vorgese-
hen. 

Der Gesetzesbegründung kann jedoch ent-
nommen werden, dass der Gesetzgeber da-
von ausgeht, dass ein Vertragsarzt in Bezirken 
verschiedener KVen Teilzulassungen erhalten 
kann. 

Hält damit der Gesetzgeber selbst eine Teilzu-
lassung im Bereich einer KV und eine andere 
Teilzulassung im Bereich einer anderen KV für 
zulässig, so sind keine Gründe dafür ersichtlich, 
weshalb nicht zwei Teilzulassungen in zwei ver-
schiedenen Zulassungsbezirken oder Planungs-
bereichen zulässig sein sollen. 

Wie kann die Aufhebung der Beschränkung 
bzw. die Erweiterung einer Teilzulassung er-
reicht werden?
Schiller: Will ein Vertragsarzt seine Tätigkeit 
später (wieder) auf eine vollzeitige Tätigkeit er-
weitern, bedarf es eines erneuten Zulassungs-
verfahrens und eines erneuten Beschlusses 
des Zulassungsausschusses. Voraussetzung 
für die Umwandlung des beschränkten Ver-
sorgungsauftrages in einen unbeschränkten 
Versorgungsauftrag ist die Erfüllung der üb-
lichen Voraussetzungen für eine Zulassung. 
Ein Antrag auf Erweiterung der Teilzulassung 
wird deshalb zum Beispiel wegen bestehender 
Zulassungsbeschränkungen abgelehnt werden 
müssen. 

Kann künftig die „Vollzulassung“ auch nur zur 
Hälfte ruhen bzw. entzogen werden?
Schiller: Bei vorliegenden entsprechenden Vor-
aussetzungen ist dies möglich – so die auf Be-
treiben des Bundesrats in die Ärzte-ZV aufge-
nommene ausdrückliche Regelung. 

Kann bei einer Vollzulassung auf einen Teil des 
Versorgungsauftrags verzichtet werden mit 
der Folge, dass die Praxis insoweit von einem 
Nachfolger fortgeführt werden kann?
Schiller: Weder im SGB V noch in der Ärzte-ZV 

ist ausdrücklich von einem Verzicht auf einen 
Teil der Zulassung oder von einem Verzicht 
auf einen Teil des Versorgungsauftrags die Re-
de. Nach dem Wortlaut sind damit die Tatbe-
standsvoraussetzungen für eine Praxisfortfüh-
rung nicht gegeben. 

Andererseits stellen die Regelungen zum hälf-
tigen Ruhen der Zulassung und zur hälftigen 
Entziehung der Zulassung ebenso wie der Um-
stand, dass eine Teilzulassung nur bei Nicht-
vorliegen von Zulassungsbeschränkungen wie-
der zur Vollzulassung „hochgefahren“ werden 
kann, ein starkes Indiz für die Verkehrs- und 
damit Ausschreibungsfähigkeit der Teilzulas-
sung bei ursprünglich bestehendem vollem 
Versorgungsauftrag dar. Von der Entscheidung 
in diesem Punkt hängt ganz wesentlich die Ak-
zeptanz des Instituts Teilzulassung ab. Ist die 
abgetrennte Teilzulassung nicht verkehrsfähig, 
wird ein Vertragsarzt bzw. ein Vertragspsycho-
therapeut in der Regel seinen Versorgungsauf-
trag nicht freiwillig in der Weise reduzieren. 

Kann der Vertragsarzt mit Teilzulassung Part-
ner in einer Gemeinschaftspraxis sein?
Schiller: Ebenso wie bei dem auf Grund Son-
derbedarfs zugelassenen Arzt, ist dies zu be-
jahen. Er wird jedoch – was ohnehin in dem 
Entwurf für den Bundesmantelvertrag-Ärzte 
vorgesehen ist – seine Leistungen kennzeich-
nen müssen. 

Wie wird die Teilzulassung in der Bedarfspla-
nung behandelt?

Schiller: Beplant werden nicht nur volle Zulas-
sungen, sondern auch Teilzulassungen. Diese 
sind gemäß § 101 Absatz 1 Satz 7 SGB V in der 
Fassung des VÄndG mit dem Faktor 0,5 bei der 
Berechnung des Versorgungsgrades zu berück-
sichtigen.

Was kann der Vertragsarzt neben seinem Ver-
sorgungsauftrag im Rahmen der vertragsärzt-
lichen Versorgung tun?
Schiller: Dem Anliegen des Gesetzgebers nach 
einer Flexibilisierung der beruflichen Betäti-
gungsmöglichkeiten und der besseren Bewäl-
tigung von Unterversorgungssituationen trägt 
das Gesetz, insbesondere § 19 a Ärzte-ZV in der 
Fassung des VÄndG dadurch Rechnung, dass 
Halbtagsbeschäftigungen neben der Tätigkeit 
im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung 
möglich sind. Teilzulassung und Krankenhaus-
tätigkeit nebeneinander sind eine gewollte Op-
tion des VÄndG. Problematisch ist jedoch, wenn 
die Investitionen für die Vertragsarztpraxis, für 
welche ein hälftiger Versorgungsauftrag öko-
nomisch möglicherweise nicht ausreichend 
ist, vom Krankenhausträger aus eigennützigen 
Gründen übernommen werden. Hier schlägt die 
KBV „Transparenzvorschriften“ in dem Sinne 
vor, dass eine gleichzeitige Tätigkeit als Ver-
tragsarzt und Krankenhausarzt anzeigepflich-
tig ist und eine Selbsterklärung des Vertrags-
arztes verlangt wird, ob die Vertragsarztpraxis 
vom Krankenhausträger finanziert wird. 

Vielen Dank für das Gespräch.
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